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Zweiter Schriftlicher Bericht 

des Rechtsausschusses 
(12. Ausschuß) 

über den Antrag der Abgeordneten Dr. Krone, Arndgen, 
Dr. h. c. Pferdmenges, Struve und Genossen 

— Drucksache 1813 — 

betr. Einsetzung eines Untersuchungsausschusses 


A. Bericht des Abgeordneten Wittrock 


Zu dem Antrag auf Einsetzung eines Untersu- 
chungsausschusses — Drucksache 1813 — nahm der 
Bundestag in seiner 131. Sitzung vom 9. November 
1960 den Bericht des Rechtsausschusses — Druck- 
sache 2204 - — zur Kenntnis, der sich mit dem Ermitt- 
lungsergebnis des Oberstaatsanwalts bei dem Land- 
gericht in Bonn in dem Verfahren gegen Angehörige 
des früheren Bataillons „Nachtigall" befaßt hatte. 
Zur Beratung des Teiles des Antrags — Drucksache 
1813 — , der sich mit weiteren Vorwürfen gegen den 
Abgeordneten Dr. Dr. Oberländer befaßte, wurde 
der Antrag — Drucksache 1813 — in der 131. Sit- 
zung des Deutschen Bundestages an den Rechtsaus- 
schuß zurückverwiesen. 

Bei der Beratung des Antrags — Drucksache 1813 
— in der 156. Sitzung des Rechtsausschusses vom 
21. Juni 1961 wurde zunächst angeregt, den Einstel- 
lungsbescheid des Leitenden Oberstaatsanwalts vom 
13. April 1961 — 8 Js 359/60 — den Antragstellern 
förmlich mitzuteilen, um ihnen so Gelegenheit zu 
einer etwaigen Stellungnahme zu geben. Dieser 
Anregung lag die Erwägung zugrunde, die Bildung 
einer parlamentarischen Praxis zu vermeiden, die 
geeignet sein kann, die Erledigung eines Unter- 
suchungsbegehrens dadurch zu umgehen, daß sich 
das Parlament die Ergebnisse der Feststellungen 
eines Organs der Rechtspflege zu eigen macht. Der 
Ausschuß versagte jedoch dieser Anregung die Zu- 
stimmung mit der Begründung, die einmalige Be- 
deutung des Anlasses zu dem Antrag — Druck- 
sache 1813 — stehe einer jeden präjudiziellen Wir- 
kung des mit dem Schriftlichen Bericht — Druck- 


sache 2204 — gewählten Verfahrens und eines 
gleichartigen weiteren Verfahrens entgegen. Der 
Ausschuß beschloß, den mit dem Schriftlichen Be- 
richt — Drucksache 2204 — gewählten Weg der 
weiteren Behandlung zugrunde zu legen, zumal es 
i dann keiner Entscheidung über die verfassungsrecht- 
j liehe Zulässigkeit des Antrags — Drucksache 1813 — 
I bedarf. 

In der weiteren Beratung war der Einstellungs- 
bescheid des Leitenden Oberstaatsanwalts in Bonn 
vom 13. April 1961 mit der Verfügung und dem aus- 
1 führlichen Aktenvermerk Gegenstand der Erörte- 
rungen des Ausschusses. Hieraus ergab sich folgen- 
des Bild: 

; 1. Soweit dem früheren Oberleutnant Dr. Ober- 
I länder der Vorwurf gemacht worden ist, er habe 
während des Krieges gegen die Sowjetunion 
grauenvolle Verhältnisse in den Kriegsgefan- 
genenlagern geschaffen oder schaffen helfen, und 
er habe sowjetische Kriegsgefangene unmittel- 
bar bedroht, um ihre Widerstandskraft zu 
brechen und sie so zum Eintritt in das Bataillon 
„Bergmann" zu veranlassen, ergibt sich aus den 
' Feststellungen der Staatsanwaltschaft kein An- 
haltspunkt für die Berechtigung eines solchen 
Vorwurfs. Die in der Tat grauenvollen und men- 
schenunwürdigen Verhältnisse in den Gefan- 
genenlagern des Ostens sind nicht von dem da- 
maligen Oberleutnant Dr. Oberländer bewirkt 
| worden, weil er zu keinem Zeitpunkt mit der 
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Organisation und Verwaltung der Kriegsgefan- ! 
genenlager befaßt war. Nach 'den getroffenen 
Feststellungen, die sich unter anderem auf Briefe 
Dr. Oberländers aus der damaligen Zeit stützen, 
mißbilligte er nicht nur die menschenunwürdige 
Behandlung der Kriegsgefangenen, 'sondern be- ! 
mühte sich um eine Besserung der Verhält- 
nisse durch Anregungen und Hinweise an Vor- 
gesetzte Dienststellen. In gleicher Weise gibt es i 
keine Anhaltspunkte für die Behauptung, Dr. j 
Oberländer habe Kriegsgefangene unmittelbar | 
genötigt, um sie zu dem Eintritt in das Bataillon 
„Bergmann" zu veranlassen. I 

i 

2. Auch dem weiteren Vorwurf, auf Befehl Dr. 
Oberländers seien aus Tarnungsgründen ange- 
worbene, aber dienstunfähige kaukasische j 
Kriegsgefangene getötet worden, fehlt die tat- 
sächliche Grundlage. Nach den Feststellungen 
des Alliierten Militärgerichts in dem Wilhelm- 
straßen-Prozeß wurden in einer „Aktion Zeppe- 
lin" von SD- und SS-Einheiten Kriegsgefangene 
für den Einsatz als Agenten ausgewählt, die ; 
dann bei Untauglichkeit „liquidiert" wurden. 
Nach den Feststellungen der Staatsanwaltschaft ! 
hatten Dr. Oberländer und die Einheit „Berg- 
mann" keinerlei Berührung mit diesen Stellen ; 
der SS und des SD. 

3. Der Vorwurf, Dr. Oberländer habe die Mißhand- I 
lung und die rechtswidrige Tötung einer kauka- 
sischen Gruppe unter Führung des Kapitäns | 
Ziklauri veranlaßt, ist nach den Feststellungen j 
der Staatsanwaltschaft nicht haltbar. Hiernach 
handelte es sich bei dieser Gruppe um Soldaten j 
der Einheit „Bergmann“, die dem Militärstraf- 
rccht unterworfen waren und gegen die auf 
Grund eines Tatberichts ein kriegsgerichtliches 
Verfahren eingeleitet wurde. In diesem Verfah- 
ren vor dem Reichskriegisgericht wurde der da- 
malige Truppenführer Dr. Oberländer als Zeuge 
vernommen. Ein strafrechtlich beachtlicher Vor- j 
wurf scheidet in diesem Zusammenhang aus. 

| 

4. Gleiches ergibt sich aus den Feststellungen der j 
Staatsanwaltschaft hinsichtlich der Beschuldi- ! 
gung, Dr. Oberländer habe im Juli 1942 60 an- j 
geblich unzuverlässige kaukasische Soldaten der j 
Einheit „Bergmann“ an ein Konzentrationslager ; 
ausliefern lassen. Festgestellt wurde nur, daß 
etwa 20 kaukasische Soldaten zu dieser Zeit aus 
der Einheit „Bergmann“ entlassen und als Fremd- 
arbeiter nach Hause transportiert wurden. 

5. Auch der Behauptung, in der Zeit vom Septem- 
ber 1942 bis Januar 1943 habe die Einheit „Berg- 
mann" auf Anordnung Dr. Oberländers Gewalt- 
taten und Plünderungen gegen die Bevölkerung | 
im Kaukasus verübt, fehlt jede feststellbare tat- : 
sächliche Grundlage. In 'dem Ermittlungs verfall- j 
ren wurde festgestellt, daß sich Dr. Oberländer j 
in der damaligen Zeit wiederholt nachdrücklich 
gegen Plünderungen und Gewalttaten gegen die i 


Zivilbevölkerung wandte, weil er der Meinung 
war, es müsse ein freundschaftliches Verhältnis 
zu dieser Bevölkerung hergestellt werden. Diese 
Auffassung fand ihren Niederschlag in vier 
Denkschriften sowie in zahlreichen Briefen, die 
er in der damaligen Zeit an seine Ehefrau 
richtete. 

6. In gleicher Weise entfällt eine feststellbare tat- 
sächliche Grundlage für den Vorwurf, Dr. Ober- 
länder habe an Deportationen und Liquidations- 
handlungen im Bereich des Kaukasus teilgenom- 
men. Nach den Ermittlungen der Staatsanwalt- 
schaft isteht fest, daß kein Angehöriger der Ein- 
heit „Bergmann" an derartigen Terrorakten teil- 
genommen hat. Festgestellt ist, daß eine Einsatz- 
gruppe „D" des SD in terroristischer Weise in 
dem in Betracht kommenden Teil des damaligen 
besetzten Gebietes tätig war. In einem Fall ist 
festgestellt, daß sich Dr. Oberländer ausdrücklich 
für den Schutz eines kleinen Bevölkerungsstam- 
mes im Kaukasus erfolgreich einsetzen konnte. 

7. Auch für die Beteiligung Dr. Oberländers an Ge- 
walttaten gegen Kriegsgefangene bei dem Rück- 
zug aus dem Kaukasus Anfang 1943 fehlt es an 
jedem Anhaltspunkt. Nach den Feststellungen 
der Staatsanwaltschaft war die Einheit „Berg- 
mann" niemals als Bewachungsmannschaft ein- 
gesetzt. Die menschenunwürdigen Verhältnisse, 
die für Kriegsgefangene bei dem Rückzug bestan- 
den, sowie die terroristischen Ausschreitungen 
gegen diese Gefangenen, an denen die Ange- 
hörigen der Einheit „Bergmann" sich nicht be- 
teiligt haben, waren für Dr. Oberländer Anlaß, 
sich nachdrücklich für eine menschenwürdigere 
Behandlung der Gefangenen einzusetzen. So 
wandte er sich wiederholt zum Schutz der 
Kriegsgefangenen an den damaligen General- 
obersten von Kleist. Er schritt auch in einigen 
festgestellten Fällen gegen Ausschreitungen ein, 
indem er die verantwortlichen Soldaten zurecht- 
wies und Meldung erstattete. 

8. Auch hinsichtlich der Beschuldigung, Dr. Ober- 
länder habe bei dem Rückzug einen Wasserturm 
sprengen lassen, auf dem sich Menschen befan- 
den, fehlt es nach dem Ermittlungsergebnis an 
jedem Anhaltspunkt. 

Die Feststellungen der Staatsanwaltschaft beru- 
hen auf den Aussagen von etwa 150 Zeugen und 
zahlreichen Urkunden, die als Beweismittel zur Ver- 
j fiigung standen. Dabei hat die Staatsanwaltschaft in 
| sorgfältiger Weise die Glaubwürdigkeit der Zeugen 
und die Verwertbarkeit der Urkunden geprüft. 

Der Rechtsausschuß kam einmütig zu der Auffas- 
sung, daß einem Untersuchungsausschuß des Bundes- 
tages, der sich mit dem gleichen Sachverhalt befaßt, 
keine anderen Beweismittel als der Ermittlungs- 
behörde zur Verfügung stehen und somit ein solches 
Unter suchungs verfahren mit einer an Sicherheit 
grenzenden Wahrscheinlichkeit zu dem gleichen Er- 
gebnis wie das Ermittlungsverfahren führen wird. 
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Die Frage, ob auch ohne ein Verfahren des bean- 
tragten Untersuchungsausschusses bereits durch das 
Ergebnis des Ermittlungsverfahrens insoweit dem 
Untersuchungsbegehren der Antragsteller entspro- 
chen sei, war demgemäß zu bejahen. Es konnte des- 
halb von der Entscheidung über die verfassungs- 


rechtliche Zulässigkeit der Einsetzung des beantrag- 
ten Untersuchungsausschusses abgesehen werden, 
weil sich das Untersuchungsbegehren nach der aus 
dem Beschluß des Rechtsausschusses ersichtlichen 
Feststellung erledigt. 


Bonn, den 22. Juni 1961 


Wittrock 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle zur Kenntnis nehmen: 

Der Rechtsausschuß betrachtet mit dem Einstellungs- 
bescheid des Leitenden Oberstaatanwalts bei dem 
Landgericht in Bonn vom 13. April 1961 — 8 Js 
359/60 — sowie auf Grund der Verfügung und des 
ausführlichen Aktenvermerkes des Leitenden Ober- 
staatsanwalts vom gleichen Tage über das Ergebnis 
der umfassenden Ermittlungen die Vorwürfe gegen 
den Abgeordneten Dr. Dr. Oberländer, er habe von 
August 1941 bis Anfang 1943 im Zusammenhang mit 
seiner Tätigkeit bei der Aufstellung der Einheit 
„Bergmann" sowie als deren Kommandeur an Ver- 
brechen gegen die Zivilbevölkerung und gegen 
Kriegsgefangene teilgenommen, als nicht berechtigt. 


Bonn, den 22. Juni 1961 


Der Rechtsausschuß 


Hoogen 

Vorsitzender 


Wittrock 

Berichterstatter 



